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Kurzfassung 

Diese Studie gibt einen vorläufigen Überblick über das breite Spektrum 
politischer Belange in Bezug auf Leihmutterschaft als Methode auf 
nationaler, europäischer und globaler Ebene. Sie nimmt eine umfangreiche
Überprüfung nationaler rechtlicher Ansätze zur Leihmutterschaft vor. 
Ferner analysiert sie das derzeitige Recht der Europäischen Union sowie 
das Recht der Europäischen Menschenrechtskonvention, um zu 
bestimmen, welche Verpflichtungen und Möglichkeiten sich aus nationaler 
und transnationaler Leihmutterschaft ergeben. Die Studie stellt 
abschließend fest, dass es unmöglich ist, EU-weit eine besondere 
rechtliche Tendenz festzustellen, dass jedoch alle Mitgliedstaaten sich 
darüber einig zu sein scheinen, dass ein Kind klar festgelegte rechtliche 
Eltern und einen eindeutigen Personenstand braucht. 
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Das System der Leihmutterschaft in den EU-Mitgliedstaaten 

ZUSAMMENFASSUNG 

Während Leihmutterschaft keine neue Fortpflanzungsmethode darstellt, ist allgemein 
bekannt, dass sie ein immer häufiger auftretendes Phänomen ist. Aktuelle Berichte 
belegen, dass immer mehr Leihmutterschaften, auch über nationale Grenzen hinweg, 
praktiziert werden.1 Es ist jedoch schwierig, genaue Zahlen zur Leihmutterschaft zu 
schätzen. Dies hat verschiedene wichtige Gründe. Erstens erfordert die traditionelle 
Leihmutterschaft2 nicht unbedingt einen medizinischen Eingriff und kann so informell 
zwischen den beteiligten Parteien vereinbart werden. Zweitens erfassen die offiziellen 
Statistiken, obwohl die gestationelle Leihmutterschaft einen medizinischen Eingriff 
erfordert, nicht unbedingt die Leihmutterschaft, sondern oft nur das IVF-Verfahren.3 

Drittens bestehen in vielen Ländern keine rechtlichen Vorschriften, Regeln oder 
Lizenzverfahren für Fruchtbarkeitsbehandlungen und/oder Leihmutterschaft, 
einschließlich kommerzieller Leihmutterschaft in Ländern, in denen dies nicht anderweitig 
gesetzlich untersagt ist. Das heißt, dass es keine formalen 
Berichterstattungsmechanismen gibt, was zu einer Ad-hoc-Sammlung von statistischen 
Zahlen durch einzelne Organisationen führen kann, wenn diese überhaupt verfügbar 
sind. Viertens droht den Beteiligten Strafverfolgung in den Ländern, in denen 
Leihmutterschaft gesetzlich verboten ist, was die Schwierigkeiten bei der Erfassung 
einschlägiger und akkurater Daten weiter verschärft. 

Trotz dieser Probleme können wir jedoch auf eine Reihe von Faktoren hinweisen, die auf 
einen Anstieg der Praktik der Leihmutterschaft hindeuten. Erstens enthüllt eine einfache 
Internetsuche eine Fülle von Agenturen und Kliniken, deren ausdrückliches Ziel die 
Erleichterung von Vereinbarungen über Leihmutterschaft ist. Dies sind zum Teil 
Freiwilligenorganisationen, die passende bereitwillige Leihmütter für hoffnungsvolle 
Eltern auf nicht-kommerzieller Basis auswählen möchten,4 während andere auf 
kommerzieller Basis operieren, entweder als Teil einer Fruchtbarkeitsklinik oder in 
Zusammenarbeit mit Fruchtbarkeitskliniken.5 

Zweitens erscheinen in den Medien immer häufiger Berichte über Leihmutterschaft – ob 
positiv oder negativ, erfolgreich oder nicht – sowie Bezugnahmen auf Leihmutterschaft in 
beliebten Kulturschauplätzen wie TV-Shows.6 

Drittens verzeichnet das erfasste Fallrecht in letzter Zeit über etliche Gerichtsbarkeiten 
hinweg einen sprunghaften Anstieg von Bezugnahmen auf Leihmutterschaft. Während 
einige dieser Fälle private Streitfälle zwischen den beteiligten Parteien umfassen,7 

bezieht sich die vorherrschende thematische Ausrichtung interessanterweise auf 
Schwierigkeiten bei der offiziellen staatlichen Anerkennung der Wünsche der an der 
Leihmutterschaftsvereinbarung beteiligten Parteien hinsichtlich des rechtlichen Status 
und der rechtlichen Elternschaft der beteiligten Kinder. Diese Kategorie des Fallrechts 
kann hauptsächlich auf zwei Arten auftreten. 

1 Haager Konferenz für Internationales Privatrecht (2012) A Preliminary Report on the Issues Arising from
 
International Surrogacy Arrangements (Ein vorläufiger Bericht über Fragestellungen bei internationaler
 
Leihmutterschaft), S. 6-8. 

2 Siehe Tabelle 1 unten für eine Zusammenfassung der in diesem Bericht verwendeten Begriffsbestimmungen. 

3 Z. B. Human Fertilisation and Embryology Authority (die britische Behörde für menschliche Fertilisation und 

Embryologie) (2012) Fertility Treatment in 2011 (Fruchtbarkeitsbehandlungen 2011): Trends and Figures
 
(Zahlen und Trends). Abrufbar unter: http://www.hfea.gov.uk/104.html. 

4 Z.B. die britische Organisation Childlessness Overcome Through Surrogacy (COTS) (Kinderlosigkeit durch 

Leihmutterschaft überwinden): http://www.surrogacy.org.uk/.

5 Z. B. Leihmutterschaft Zypern: http://www.cyprus-surrogacy.com/index.html. 

6 Z. B. vgl. Handlungen der aktuellen US-Sitcom, The New Normal’: http://www.nbc.com/the-new-normal/; 

und der beliebten britischen Seifenoper „Coronation Street“:
 
http://www.itv.com/coronationstreet/news/tinassurrogacy/ h.

7 Z. B. in Großbritannien siehe: Sache TT (ein/e Minderjährige/r) [2011] EWHC 33 (Fam) und Sache N (ein
 

Kind) [2007] EWCA Civ 1053. 
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Fachabteilung C - Bürgerrechte und Konstitutionelle Angelegenheiten 

Im ersten Szenario verbietet ein Land entweder die Leihmutterschaft oder verfügt über 
keine ausdrückliche Rechtsnorm für diese. Wird ein Kind aus einer 
Leihmutterschaftsvereinbarung geboren, gelten die allgemeinen Regeln für die 
Zuschreibung rechtlicher Elternschaft, so dass das Kind letzten Endes oft von einer 
Person versorgt wird, zu der es keine rechtliche Verbindung hat.8 Dies kann zu etlichen 
Problemen führen, nicht zuletzt in Bezug auf den Erwerb und die Ausübung elterlicher 
Verantwortung, Unterhaltsregelung und das Erbrecht. Es muss eine formale Adoption – 
falls die Umstände dies zulassen – stattfinden, oder die Gerichte sind auf andere, 
weniger dauerhafte familienrechtliche Maßnahmen, sofern verfügbar, angewiesen, um 
dem Kind und den Eltern/dem Elternteil ein gewisses Maß an Rechtssicherheit zu 
ermöglichen.9 Während die Gerichte einiger Mitgliedstaaten bereit sind, Adoption oder 
andere familienrechtliche Maßnahmen nach einer Leihmutterschaft zu verkünden,10 

lehnen andere dies auf Grundlage der öffentlichen Ordnung ab.11 

Das zweite und wohl kompliziertere Szenario umfasst die formale Anerkennung nach 
einer grenzüberschreitenden Leihmutterschaft. Hier reisen die Wunscheltern/der 
Wunschelternteil in ein anderes Land, in welchem Leihmutterschaft leichter und/oder zu 
geringeren Kosten möglich ist, entweder weil die Fruchtbarkeitsbehandlung (d. h. IVF für 
gestationelle Leihmutterschaft) günstiger oder das der Leihmutter gezahlte Honorar 
geringer ist. Während in Bezug auf rechtliche Elternschaft ähnliche Schwierigkeiten 
gelten, kann die Situation weiter verschärft werden, wenn die Regelungen zu rechtlicher 
Elternschaft in den beiden Ländern nicht übereinstimmen. So kann zum Beispiel nach 
ukrainischem,12 russischem13 und kalifornischem14 Recht die Wunschmutter automatisch 
als die rechtliche Mutter angesehen werden, während rechtliche Mutterschaft in den 
meisten Mitgliedstaaten der gebärenden Mutter zugesprochen wird, unabhängig in 
welchem Land die Geburt stattfand.15 Ähnliche Probleme können in Bezug auf legale 
Vaterschaft sowie auf die Anerkennung zweier gleichgeschlechtlicher Eltern auftreten. So 
kann es passieren, dass ein Kind nicht nur rechtlich elternlos, sondern auch staatenlos 
und ohne Staatsbürgerschaft endet, wenn die Unterlagen seiner Geburtsregistration 
nicht außerhalb seines Geburtslandes anerkannt werden. Dieses Szenarium ist besonders 
problematisch, wenn das Kind nicht nur Reisedokumente mit Personenstand (d. h. einen 
Reisepass), sondern auch ein Visum benötigt, um in das Heimatland der 
Wunscheltern/des Wunschelternteils einzureisen. Während einige Mitgliedstaaten daran 
arbeiten, den problematischen Folgen dieser Szenarien entweder durch richterliche 
Beratungen und/oder durch die Veröffentlichung einer staatlichen Bezugsempfehlung 

8 Jackson, E (2006), What is a Parent?’, in Diduck, A und K O’Donovan (Hrsg.) Feminist Perspectives on Family 
Law (Feministische Sichten auf Familienrecht) (Abingdon: Routledge-Cavendish), S. 59-74 und S. Dermout, H. 
van de Wiel, P. Heintz, K. Jansen und W. Ankum, Non-commercial surrogacy (,Nicht-kommerzielle 
Leihmutterschaft): an account of patient management in the first Dutch Centre for IVF Surrogacy from 1997 to 
2004’ (Erfahrungen der Patientenverwaltung im ersten niederländischen Zentrum für IVF-Leihmutterschaft von 
1997 bis 2004’), Human Reproduction, 2010, Band 25, Nr. 2, S. 448. 
9 Z.B. können die englischen Gerichte unter dem Kinderfürsorgegesetz von 1989 einem Nicht-Elternteil eine 
„Wohnrechtsverfügung“ gewähren, wenn sie bestimmte Anforderungen erfüllen. Eine Wohnrechtsverfügung 
verleiht automatisch elterliche Verantwortung, aber keine rechtliche Elternschaft. In mehreren neueren Fällen 
in Australien wurden Wunscheltern „Verfügungen zu elterlicher Verantwortung“ gewährt, um es ihnen zu 
ermöglichen, alltägliche Entscheidungen bezüglich des Kindes zu treffen. Es wurde in diesen Fällen jedoch 
keine rechtliche Elternschaft übertragen: Dudley und Chedi [2011] FamCA 502; Hubert und Juntasa [2011] 
FamCA 504; Findlay und Punyawong [2011] FamCA 503; und Johnson und Anor & Chompunut [2011] FamCA 
505. Siehe Millbank, J. (2011) „The New surrogacy Parentage Laws in Australia („Die neuen 

Abstammungsgesetze bei Leihmutterschaft in Australien): Cautious Regulation or, 25 brick walls’?” (Vorsichtige
 
Verordnung oder, 25 Steinmauern‘?“, 35(2) Melbourne University Law Review 1-44. 

10 Z.B. Österreich, Belgien, Dänemark, Italien, Irland, die Niederlande, Schweden und das Vereinigte
 
Königreich.

11 Z. B. Frankreich:
 
12 Familienrecht der Ukraine, Artikel 123 Absatz 2. 

13 Familienrecht Russlands, Artikel 51-52.
 
14 Sache Baby M (1988) 537 A.2d 1227; verstärkt durch Johnson v Calvert [1993] 5 Cal 4th 84 und Buzzanca v. 

Buzzanca [1998] 72 Cal. Rptr.2d 280.

15 Z. B. gemäß dem Gesetz zur Menschlichen Fortpflanzung und Embryologie des Vereinigten Königreichs, s 

33(3). 
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Das System der Leihmutterschaft in den EU-Mitgliedstaaten 

entgegenzukommen,16 lehnen andere dies erneut auf Grundlage der öffentlichen 
Ordnung ab.17 

Obwohl Leihmutterschaft seit über drei Jahrzehnten von rechtlichem Belang ist,18 gibt es 
in letzter Zeit im Bereich des internationalen Privatrechts einen drastischen Anstieg an 
Berichten und Forschungen zu den besonderen rechtlichen Schwierigkeiten in 
Zusammenhang mit grenzüberschreitender Leihmutterschaft.19 Diese Arbeiten erlauben 
durch das Aufspüren von Mustern bei grenzüberschreitender Leihmutterschaft und die 
Katalogisierung verschiedener nationaler Rechtssysteme Einsicht in aufkommende 
Leihmutterschaftspraktiken auf globaler Ebene.20 Einige dieser Arbeiten geben auch 
Lösungsempfehlungen in Bezug auf die mögliche Harmonisierung der Grundsätze des 
internationalen Privatrechts und/oder die Erleichterung grenzüberschreitender 
Zusammenarbeit zwischen Ländern unter besonderer Bezugnahme auf Fragen wie 
Elternschaft und die Bestimmung der Nationalität und Staatsbürgerschaft des Kindes.21 

Diese Arbeiten sind für diese Studie zweifellos von großer Bedeutung und werden 
durchgehend verwendet. Der Schwerpunkt auf internationalem Privatrecht führt jedoch 
unweigerlich dazu, auf die Beilegung grenzüberschreitender rechtlicher Streitigkeiten 
und auf die Bewältigung der rechtlichen Konsequenzen grenzüberschreitender 
Leihmutterschaft zuzusteuern, anstatt auf rechtliche – und politische – Strategien für 
Leihmutterschaftspraktiken per se hinzuwirken. Dies soll nicht heißen, dass die 
vorgeschlagenen Modelle rechtlicher Regulierung für Leihmutterschaft auf internationaler 
Ebene nicht versuchen, akzeptable internationale Standards zu fördern, sondern dass die 
vorhandenen Arbeiten zu internationalem Privatrecht keine anhaltende Beschäftigung 
mit einer Reihe wichtiger politischer Erwägungen aufweisen, welche die rechtliche 
Verordnung zu Leihmutterschaft letzten Endes kennen muss.22 Auch wenn das Interesse 

16 Z. B. Belgien, Irland und Vereinigtes Königreich. 
17 Z. B. Frankreich. Wie dieser Bericht jedoch andeutet, scheint die französische Exekutive bereit, ausländische 
Geburtsurkunden nachträglich anzuerkennen, um einige dieser Probleme und die bedenkliche Stellung von 
Kindern aus einer grenzüberschreitenden Leihmutterschaftsvereinbarung zu „glätten”. Siehe Abschnitt 2, Teil B 
unten. 
18 Z. B. fanden die ersten prozessierten Leihmutterschaftsfälle im Vereinigten Königreich und den Vereinigten 
Staaten Anfang der 80er Jahre statt: Re C (Ein/e Minderjährig/e) (Vormundschaft: Leihmutterschaft) [1985] 
FLR 846 und Sache Baby M (1988) 537 A.2d 1227.
19 Z. B. Trimmings, K und P Beaumont (2011) ‘International Surrogacy Arrangements (,Internationale 
Leihmutterschaftsvereinbarungen): An Urgent Need for Legal regulation at the International Level’ (Ein 
dringender Bedarf an Rechtsvorschriften auf internationaler Ebene’) 7 Journal of Private International Law 627
647; Haager Konferenz für Internationales Privatrecht (2011) Private International Law Issues Surrounding the 
Status of Children, Including Issues Arising from International Surrogacy Agreements (Fragestellungen des 
internationalen Privatrechts zum Status von Kindern, einschließlich Fragestellungen internationaler 
Leihmutterschaftsvereinbarungen) (Vorläufiges Dokument vom 10. März 2012); Haager Konferenz für 
Internationales Privatrecht (2012) A Preliminary Report on the Issues Arising from International Surrogacy 
Arrangements (Ein vorläufiger Bericht zu den Fragestellungen internationaler 
Leihmutterschaftsvereinbarungen) (Vorl. Dok. Nr. 11 von März 2011).
20 Eine bevorstehende Buchveröffentlichung liefert nationale Berichte zu einer beträchtlichen Anzahl Länder 
weltweit: Trimmings, K und P Beaumont (Hrsg.) (erscheint 2013) International surrogacy Arrangements 
(Internationale Leihmutterschaftsvereinbarungen): Legal Regulation at the International Level 
(Rechtsvorschriften auf internationaler Ebene) (Oxford, Hart Publishing). 
21 Siehe Trimmings, K und P Beaumont (2011), International Surrogacy Arrangements (,Internationale 
Leihmutterschaftsvereinbarungen): An Urgent Need for Legal regulation at the International Level’ (Ein 
dringender Bedarf an Rechtsvorschriften auf internationaler Ebene’) 7 Journal of Private International Law 627
647 und Trimmings, K und P Beaumont (Hrsg.) (erscheint 2013) International surrogacy Arrangements 
(Internationale Leihmutterschaftsvereinbarungen): Legal Regulation at the International Level 
(Rechtsvorschriften auf internationaler Ebene) (Oxford, Hart Publishing), Teil 3. 
22 Zu beachten ist jedoch auch die Bestätigung einer Reihe von Schwachstellen in Bezug auf Leihmutterschaft 
in: Haager Konferenz für Internationales Privatrecht (2011) Private International Law Issues Surrounding the 
Status of Children, Including Issues Arising from International Surrogacy Agreements (Fragestellungen des 
internationalen Privatrechts zum Status von Kindern, einschließlich Fragestellungen internationaler 
Leihmutterschaftsvereinbarungen) (Vorl. Dok. Nr. 10 von März 2012), S. 1-2, 26-27. Die Haager Konferenz für 
Internationales Privatrecht hat noch keine offiziellen Vorschläge hinsichtlich internationaler Instrumente in 
Bezug auf Leihmutterschaft gemacht. Das Ständige Büro führt jedoch derzeit Forschungen in diesem Bereich 
durch und kann schlussendlich einen stärkeren Schwerpunkt der Arbeit im internationalen Privatrecht auf den 
verschiedenen Schwachpunkten von Leihmutterschaft bieten. 

5
 

http:Kindes.21
http:Ebene.20
http:Leihmutterschaft.19


 
________________________________________________________________________________________  
 

 
 

 
 

 

 

 

 

 
 

  

 

 

 

 

   

 

 

 
 

 
 

                                                            
   

  

  
  

  
  

Fachabteilung C - Bürgerrechte und Konstitutionelle Angelegenheiten 

an Kinderfürsorge in diesen Arbeiten deutlich wird, werden andere entscheidende 
politische Bedenken kaum sichtbar gemacht, zum Beispiel Fragen wie die Gleichheit der 
Geschlechter, reproduktive Freiheit, Ausbeutung, Globalisierung, Gesundheitspolitik und 
Gesundheitsvorschriften. Während das Gesetz die wichtige Funktion hat, auf besondere 
Ereignisse zu reagieren und Streitigkeiten zu bewältigen, ist ebenso klar, dass seine 
Rolle in der Gesellschaft sehr viel breiter gefasst ist. Es kann als präventives, normatives 
oder regulatorisches Werkzeug angewendet werden. Wenn kontroverse Fragen wie 
Leihmutterschaft durch das Gesetz angesprochen werden, muss über den letztendlichen 
Zweck eines jeden rechtlichen Ansatzes sowie die potenziell aus ihm hervorgehenden 
weiter reichenden Auswirkungen reflektiert werden. Während konkrete politische 
Empfehlungen über den Umfang dieser Studie hinausgehen, legt Abschnitt 1 die 
wichtigsten politischen Bedenken dar, die berücksichtigt werden sollten, bevor ein 
rechtlicher Ansatz vorangetrieben wird. 

Bis heute hat keine Forschung die Möglichkeit einer Antwort auf die rechtlichen 
Schwierigkeiten von Leihmutterschaft auf Ebene der Europäischen Union („EU“) eigens in 
Betracht gezogen. Eines der Hauptziele dieser Studie ist, die mögliche Aufgabe der EU in 
diesem Bereich (siehe unten) zu betrachten. In den letzten Jahren sind diverse EU-
Richtlinien zu der Bereitstellung reproduktiver Gesundheit und der Handhabung 
biomedizinischen Materials veranlasst worden.23 Wenn es jedoch um die Regelung von 
Fragen wie Familienbeziehungen geht, ist die Rolle der EU weit weniger sichtbar. Dies 
liegt teilweise an der begrenzten Zuständigkeit des EU-Gesetzgebers im Bereich 
Familienrecht.24 Obwohl es einige Fälle gibt, in denen EU-Recht zur Erleichterung des 
Zugangs zu reproduktiven Gesundheitsdienstleistungen über mehrere Mitgliedstaaten 
angewendet wird,25 schließen diese Fälle allerdings selten den daraus folgenden 
Familienstand mit ein, obwohl dies eine der im Zusammenhang mit Leihmutterschaft 
wichtigsten rechtlichen Fragestellungen ist. Diese Studie ist daher die erste, welche die 
potenzielle Aufgabe der EU in Bezug auf Leihmutterschaft untersucht, einer 
Fortpflanzungspraxis, die einen medizinischen Eingriff erfordern kann oder auch nicht. 

BEGRIFFSBESTIMMUNGEN 

Die folgende Tabelle erläutert die in diesem Bericht verwendeten Begriffe angesichts der 
ungewöhnlichen und häufig umstrittenen Terminologie in Bezug auf Leihmutterschaft. 
Obwohl wir die untenstehenden Begriffe angepasst haben, sehen wir ein, dass Begriffe 
wie „Leihmutter” und „altruistisch” nach wie vor problematisch bei der angemessenen 
Beschreibung sowohl der empirischen Realitäten als auch der Subjektivitäten der an 
Leihmutterschaft beteiligten Personen sind.26 So sieht eine Frau, die ein Kind für eine 
andere Person austrägt, sich selbst möglicherweise nie als Mutter. 

23 Z. B. Richtlinie über Gewebe und Zellen 2004/23/EG.
 
24 Siehe Artikel 81 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union („AEUV“), welcher dem Rat 

erlaubt, Maßnahmen festzusetzen, die grenzüberschreitende Verwicklungen des Familienrechts angehen, wenn 

diese Verwicklungen Gegenstand von Rechtsakten sind, die durch das ordentliche Gesetzgebungsverfahren 

verabschiedet wurden. 

25 Z. B. in der Entscheidung gegen die Behörde für menschliche Fertilisation und Embryologie, ex parte Blood 

[1997] 2 All ER 687, zu der Freigabe posthum gelagerter Samenzellen für den Gebrauch in Belgien in einem
 
Verfahren, das im Vereinigten Königreich ansonsten illegal war. 

26 Für eine interessante kritische Diskussion der Terminologie zu Leihmutterschaft siehe: Morgan, D (1989),
 
Surrogacy (,Leihmutterschaft: An Introductory Essay’ (Ein einführender Essay’) in Lee, R und D Morgan (Hrsg.) 

Birth Rights (Geburtsrechte): Law and Ethics at the Beginnings of Life (Recht und Ethik am Beginn des Lebens) 

(London: Routledge), S.55-84.
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Das System der Leihmutterschaft in den EU-Mitgliedstaaten 

2.	 Die Ermittlung und Analyse politischer Fragestellungen in Bezug auf 
Leihmutterschaft, die bei der Harmonisierung von EU-Gesetzen oder legislativen 
Maßnahmen, die auf Leihmutterschaft abzielen, bekannt sein sollten. 

3.	 Die Untersuchung und Analyse verschiedener Rechtsmodelle und anderer 
ausdrücklicher Bestimmungen für Leihmutterschaft (z. B. Leitlinien 
professioneller Organisationen), einschließlich richterlicher Auslegungen dieser 
Bestimmungen in Fällen, die vor Gericht gekommen sind. Der analytische 
Schwerpunkt ist vergleichend und bewertet sowohl den Nutzen als auch die 
Nachteile, die sich aus unterschiedlichen Ansätzen und den daraus folgenden 
rechtlichen Streitigkeiten ergeben. Da nur wenige Mitgliedstaaten eine 
ausdrückliche Gesetzgebung für Leihmutterschaft haben, werden auch die 
Rechtssysteme und das Fallrecht in mehreren indikativischen Gerichtsbarkeiten 
außerhalb der EU untersucht, um die Form, welche die Gesetzgebung in diesem 
Bereich annehmen könnte und die sich eventuell ergebenden Probleme zu 
beleuchten. 

4.	 Die Untersuchung und Analyse der Rolle der Gerichte bei der Lösung von 
Streitigkeiten und problematischen Rechtsfragen, die durch ein rechtliches 
Vakuum in Bezug auf Leihmutterschaft oder durch ein gesetzliches Verbot aller 
Formen von Leihmutterschaft entstehen. Der analytische Schwerpunkt liegt auf 
der geeigneten Einordnung der verschiedenen Arten von Fallrecht, die in den 
EU-Mitgliedstaaten entstanden sind und die Leihmutterschaft nicht ausdrücklich 
vorsehen oder bei denen alle Formen von Leihmutterschaft gesetzlich verboten 
sind, und auf der Bewertung der von der Justiz verwendeten rechtlichen 
Konzepte und Methoden, von z. B. den „besten Interessen des Kindes“ bis zur 
Bezugnahme auf Verfassungs- und Menschenrechtsbestimmungen oder 
Grundsätze, die sich aus dem internationalen Privatrecht ergeben. 

5.	 Die Untersuchung und Analyse von Fragestellungen des internationalen 
Privatrechts, die sich aus grenzüberschreitender Leihmutterschaft ergeben, und 
eine Einschätzung, welche Form rechtliche Regulierung in diesem Bereich 
sinnvollerweise annehmen könnte. 

6.	 Die Untersuchung und Analyse der potenziellen Aufgabe der EU im Bereich 
Leihmutterschaft und eine Einschätzung, ob die EU einheitliche Regeln in diesem 
Gebiet verabschieden sollte und/oder könnte. 

7.	 Die Bereitstellung eines wichtigen Forschungsberichts für das Europäische 
Parlament, der zu weiterer Forschung im Bereich Leihmutterschaft führen kann. 
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